












 

 

 

 

 

 

BUND KV, Mangelgasse 19, 37269 Eschwege 

KuBuS planung gmbh & co. kg 
Altenberger Str. 5, 
35576 Wetzlar  
Via Mail: info@kubus-group.com 

 

           21.08.2021 
 
Gemeinde Herleshausen, Kerngemeinde Bebauungsplan „Auf den zwanzig Äckern“ 
hier: Beteiligung der Träger öffentlicher Belange 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
der BUND bedankt sich für die Zusendung der Aufforderung zur Stellungnahme zum o. g. Verfahren. 
In Ihrem Schreiben vom 15.07.2021, eingegangen am 17.02.2021 (Mail), hatten Sie uns eine Frist bis 
zum 27.08.2021 genannt, um zu dem o. g. Vorhaben aus der Sicht der von uns wahrzunehmenden 
Belange Stellung zu nehmen. 
Innerhalb dieser Frist geht Ihnen diese Stellungnahme zu, die wir im Auftrag und in Vollmacht des 
Landesverbandes Hessen des BUND (Bund für Umwelt- und Naturschutz Deutschland e.V.) abgeben. 
 
 
Vor dem Hintergrund der mittlerweile umfangreichen Erkenntnisse über Ursachen, 
Wirkungszusammenhängen und Folgen des Klimawandels und deren wachsende Bedrohung für die 
biologische Vielfalt und die davon abhängenden menschlichen Gesellschaften sind alle Planungen 
und damit verbundene Auswirkungen zu hinterfragen. 
 
Bedeutung des Bodens 
Boden ist wie Luft, Wasser oder Licht eine natürliche und unentbehrliche Lebensgrundlage für 
Pflanzen, Tiere und Menschen. Nur auf intakten Böden kann die Landwirtschaft dauerhaft gesunde 
Nahrungsmittel produzieren. Sauberes Grundwasser kann nur garantiert werden, wenn wir unsere 
Böden unversehrt halten. Der Boden ist kaum erneuerbar und steht damit als Ressource nur begrenzt 
zur Verfügung. 
 
Bodenschutz ist Klimaschutz 
Böden sind wichtige Kohlenstoffspeicher und haben maßgeblichen Anteil am Klimageschehen.  
 
Gefährdungen vermeiden 
Flächeninanspruchnahme für Baumaßnahmen bedingen Veränderungen des Bodengefüges können 
zu Bodenerosion und Schadstoffeinträgen führen und gefährden somit Böden für nachhaltige 
Nutzungen. Bodenversiegelungen führen in der Regel zu einem Totalverlust der Bodenfunktionen – 
sie benötigen daher besonderen Schutz. 
 

 

1 von 2 

   

Bund für Umwelt- und Naturschutz Deutschland 
Kreisverband Werra-Meißner 

Mangelgasse 19, 37269 Eschwege 
Tel./Fax.: 05651 96162, Email: info@bund-wmk.de 



Gemeinde Herleshausen, Kerngemeinde Bebauungsplan „Auf den zwanzig Äckern“ 
hier: Beteiligung der Träger öffentlicher Belange 
 
Auswirkungen auf die Artenvielfalt 
Durch die Krefelder Studie wurde das Insektensterben erstmals einer größeren Öffentlichkeit bekannt. 
Fazit: Das Arteninventar der Fluginsekten ist um ca. 75% gesunken. Mit den Insekten verschwinden 
nicht nur Vögel, Fledermäuse und andere Tiere. Was den Insekten schadet, schadet letztlich auch uns 
Menschen. Wie beim Klimathema bleibt uns keine Zeit fürs Nichtstun. Einer der Hauptgründe für das 
weltweite Artensterben ist der Verlust von Lebensraum, der keineswegs nur weit weg im Regenwald 
stattfindet, sondern genauso direkt vor unserer Haustür so z. B. in der Gemeinde Herleshausen, 
„Auf den zwanzig Äckern“. 
 
So erwähnen Sie in Ihren Planungsunterlagen: 
Innerhalb der Eingriffsfläche brüten erwartungsgemäß im südlichen Bereich relativ viele Feldlerchen. 
Beeinträchtigungen der Art können durch geeignete Maßnahmen vermieden werden. 
 
Welche Maßnahmen können diesen „Lebensraumverlust“ für Landwirt und Feldlerche vermeiden? 
Vorsorgender Bodenschutz bedeutet Reduzierung der Flächeninanspruchnahme. Der Bauernverband 
formuliert das Ziel eines Netto-Null-Flächenverbrauchs. Wenn Neubau unabdingbar erscheint, 
bedeutet das konsequenterweise vorab Rückbau bzw. Abriss an anderer Stelle. 
 
Wir fordern Sie deshalb auf für dieses Vorhaben eine Vorbildfunktion zu entwickeln und lehnen 
deshalb den vorgelegten Bebauungsplan „Auf den zwanzig Äckern“ ab. 
 
 
 
 
 
 
Freundliche Grüße 
 
 
 
 
 
i. V. gez. Thomas Reimann 
BUND Kreisvorstand Werra-Meißner 
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Regierungspräsidium Kassel 

 

 

Wir sind telefonisch mo. - do. von 08:00 - 16:30 Uhr und fr. von 08:00 - 15:00 Uhr ständig erreichbar. Besuche bitte 

möglichst mo. - do. in der Zeit von 09:00 - 12:00 Uhr und von 13:30 - 15:30 Uhr, fr. von 09:00 - 12:00 Uhr, 

oder nach tel. Vereinbarung. 

Postanschrift: Hubertusweg 19 36251 Bad Hersfeld Vermittlung 0561 106-0. 

Das Dienstgebäude Hubertusweg 19 ist vom Bahnhof zu Fuß in ca. 10 Minuten zu erreichen. 

Regierungspräsidium Kassel ·Postfach 1861 36228 Bad Hersfeld 
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info@kubus-group.com 

Geschäftszeichen RPKS - 31.2-200 d 636/17-2021/1 
Dokument-Nr. 2021/860876 
Ihr Zeichen  
Ihre Nachricht 16.07.2021 
 
Grundwasserschutz, Wasserversorgung 
Bearbeiter/in Herr Truß 
Durchwahl (0561) 106-2824 
E-Mail otmar.truss@rpks.hessen.de 

Altlasten, Bodenschutz 
Bearbeiter/in Frau Weppler / Herr Nickel 
Durchwahl (0561) 106-2814 / -2812 
E-Mail melanie.weppler@rpks.hessen.de 
 gerd.nickel@rpks.hessen.de 

Fax 0611 327640727 
Internet www.rp-kassel.hessen.de 

Besuchsanschrift Hubertusweg 19, Bad Hersfeld 

Datum 23.08.2021 
 

 

 

Bauleitplanung der Gemeinde Herleshausen, 

Bebauungsplan „Auf den zwanzig Äckern“ 

- Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 (1) BauGB1 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

das o. g. Vorhaben wird aus Sicht des Dezernates 31.2 - Grundwasserschutz, Wasser-

versorgung, Altlasten, Bodenschutz wie folgt beurteilt: 

Grundwasserschutz, Wasserversorgung 

Mit der geplanten Ausweisung des o. a. Gewerbegebietes im Sinne des § 8 Baunut-

zungsverordnung ist vordergründig vorgesehen, die Ansiedlung eines Industrie- und 

Logistikzentrums zu ermöglichen. Gleichwohl werden in den als Gewerbegebiet zur 

Festsetzung geplanten Teilflächen des Bebauungsplanes folgende Nutzungen als zu-

lässig deklariert:  

  

                                                
1 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt 

geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) 

http://www.rp-kassel.hessen.de/
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 Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser, Lagerplätze und öffentliche Betriebe,  

 Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude  

 Tankstellen  

 Anlagen für sportliche Zwecke  

 

Unabhängig von der Lage des Geltungsbereiches außerhalb von amtlich festgesetzten 

und geplanten Wasser- und Heilquellenschutzgebieten weise ich auf die gesetzliche Re-

gelung des § 5 Wasserhaushaltsgesetz hin, wonach bei Maßnahmen, mit denen 

Einwirkungen auf ein Gewässer verbunden sein können, die nach den Umständen erfor-

derliche Sorgfalt anzuwenden ist, um eine nachteilige Veränderung der 

Gewässereigenschaften zu vermeiden.  

Angesichts einer geplanten Ableitung des von den vorgesehenen befestigten Gewerbe-

flächen anfallenden Oberflächenwassers ist grundsätzlich nicht auszuschließen, dass auf 

den befahrbaren Logistikflächen anfallendes, nicht vorbehandeltes Niederschlagswasser 

zur nachteiligen Auswirkung auf das Grundwasser führen kann (u. a. bedingt durch mög-

liche Leckagen auf Zubringer-. Rangier- und Stellflächen infolge umfangreicher Lkw-

Frequentierungen). Vor Festsetzung des Bebauungsplans sind daher textliche Ergänzun-

gen und Aktualisierungen erforderlich (hier: Erläuterung der an die 

Oberflächenwasserableitung zu stellenden Betreiberpflichten, ggf. Begrenzung der Ver-

weilzeiten geparkter Kraftfahrzeuge, Hinweis auf technische Anforderungen zum Bau und 

Betrieb von Versickerungsanlagen, hier: DWA-Merkblatt A 138), die erforderlich sind, um 

im Zusammenhang mit der gewerblichen Nutzung mögliche nachteilige Auswirkungen 

auf den Boden und das Grundwasser weitgehend auszuschließen. 

Ob aufgrund der bisher nicht in der Planzeichnung erkennbaren Stellplatzplanung die 

Vorgabe einer wasserdurchlässigen Befestigung für Pkw-Stellplätze auf den Baugrund-

stücken belassen werden sollte, bedarf gleichfalls eines Vergleiches mit den 

Zielsetzungen des o. a. DWA-Merkblattes. Vor der Beibehaltung der o. a. Vorgaben wird 

empfohlen, die für die Einhaltung der a. a. R. d. T. maßgebenden Vorermittlungen (u. a.  

Nachweis der im Arbeitsblatt dargelegten Bandbreite hinsichtlich der Bodendurchlässig-

keit des Untergrundes) von einem fachlich geeigneten Planungsbüro prüfen zu lassen 

und das Ergebnis hierzu den zu aktualisierenden Bebauungsplanunterlagen beizufügen.  

Eine mögliche Verlagerung der v. g. Thematik auf eine nachgeordnete Planungs- und 

Genehmigungsstufe (z. B. Baugenehmigungsverfahren) wird im Hinblick auf die Belange 

des vorsorgenden Grundwasserschutzes kritisch erachtet, da die mit den o. a. Fragestel-

lungen verbundenen Planungsziele auch bereits weitere Schutzgüter betreffen könnten 

und daher vor der Beschlussfassung des Bebauungsplans im Textumfang (Planzeichen, 

Begründung) Berücksichtigung finden müssen.  
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Ich empfehle, sowohl die Wasserbehörde beim Kreisausschuss des Werra-Meißner-Krei-

ses als auch meine Dienststelle, Dez. 31.2, über die o. a. Ergebnisse und über die dann 

vorgesehenen Textaktualisierungen bereits vorab in Kenntnis zu setzen.  

Im Anschluss daran bin ich bemüht, den v. g. Antrag aus fachbezogener Sicht mit Blick 

auf das Schutzgut „Grundwasser“ abschließend befürwortend zu beurteilen.  

Altlasten, Bodenschutz 

Nachsorgender Bodenschutz 

Nach aktueller Recherche im zentral geführten Fachinformationssystem „Altflächen und 

Grundwasserschadensfälle“ (FIS AG) des Landes Hessen sind mir für den Planungsraum 

weder Altablagerungen oder Altstandorte im Sinne von § 2 BBodSchG2 noch Grundwas-

serschadensfälle (Gewässerverunreinigungen im Sinne von § 57 des HWG3) bekannt. 

Bezüglich des nachsorgenden Bodenschutzes ergeben sich somit keine Vorgaben oder 

Einschränkungen. 

Jedoch sollte in den textlichen Festsetzungen ein Hinweis auf die Mitwirkungspflichten 

nach § 4 Abs. 2 HAltBodSchG4 aufgenommen werden. Hierfür wird folgende Formulie-

rung vorgeschlagen: 

Ergeben sich bei Baugrunduntersuchungen, Baumaßnahmen oder sonstigen Eingriffen 

Hinweise auf schadstoffbedingte schädliche Bodenveränderungen sind die Mitwirkungs-

pflichten nach § 4 (2) HAltBodSchG zu beachten. 

Vorsorgender Bodenschutz 

Wenngleich das Vorhaben über den Regionalplan Nordhessen 2009 (dort: Regionales 

Logistikzentrum Planung) dem Grunde nach bereits planungsrechtlich vorbereitet ist, 

werden die mit der Umsetzung der Planung verbundenen Auswirkungen aus Sicht des 

Bodenschutzes aus nachstehenden Gründen insgesamt kritisch bewertet: 

• Die Ausweisung weiterer Gewerbeflächen in einer Größenordnung von rd. 17 ha ist vor 

dem Hintergrund der aktuellen Auslastung angrenzender bereits seit 10/1991 (Herles-

hausen Ost – 3 ha) bzw. 03/1999 (Herleshausen Ost II - 9 ha) rechtskräftig 

ausgewiesener Gewerbegebiete nicht ohne weiteres nachvollziehbar. 

                                                
2 Gesetz zum Schutz vor schädlichen Bodenveränderungen und zur Sanierung von Altlasten (Bundes-Bodenschutz-

gesetz – BBodSchG) vom 17. März 1998 (BGBl. I S. 502), zuletzt geändert durch Art. 7 des Gesetzes vom 25. 
Februar 2021 (BGBl. I S. 306) 

3 Hessisches Wassergesetz (HWG) in der Fassung vom 14. Dezember 2010 (GVBl. I S. 548), zuletzt geändert durch 
Art. 11 des Gesetzes vom 4. September 2020 (GVBl. S. 573) 

4 Hessisches Gesetz zur Ausführung des Bundes-Bodenschutzgesetzes und zur Altlastensanierung (Hessisches Alt-
lasten- und Bodenschutzgesetz – HAltBodSchG) vom 28. September 2007 (GVBl. I S. 652), zuletzt geändert durch 
Art. 23 des Gesetztes vom 27. September 2012 (GVBl. I S. 290) 
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• Der aus einer Grundflächenzahl (GRZ) von 0,8 resultierende und zu erwartende hohe 

Versiegelungsgrad der überplanten Fläche führt zu einem Totalverlust der Bodenfunk-

tionen an dieser Stelle. 

• Die Geländetopographie des Plangebiets mit einer mittleren Hangneigung von ca. 5 % 

in Nordwest-Südost-Richtung (Höhendifferenz rd. 20 m auf 400 m) macht umfangrei-

che Bodenumlagerungen / Geländemodellierungen erforderlich. 

Dies vorausgeschickt werden zur angemessenen Berücksichtigung des Schutzguts Bo-

den und Fläche für die weitere Planung (hier: Fachbeitrag Bodenschutz) folgende 

Hinweise gegeben: 

• Neben dem unter 5.5 des Vorentwurfs (Stand: 02/2021) zitierten LABO-Leitfaden "Bo-

denschutz in der Umweltprüfung nach BauGB" (LABO 2009) ist ergänzend die vom 

Hessischen Umweltministerium herausgegebene "Arbeitshilfe zur Berücksichtigung 

von Bodenschutz-belangen in der Abwägung und der Umweltprüfung nach BauGB in 

Hessen"5 zu beachten. 

• Die i.S. der vorbezeichneten Arbeitshilfen erforderlichen Bodenflächendaten (BFD5L) 

können über den vom Hessischen Landesamt für Naturschutz, Umwelt und Geologie 

(HLNUG) bereitgestellten BodenViewer6 Hessen abgerufen werden. 

• Im Rahmen der Ausgleichsbetrachtung nach §1a (3) BauGB ist die bodenfunktionale 

Kompensation auf Grundlage der vom HLNUG herausgegeben und durch das Hessi-

sche Umweltministerium mit dortigem Erlass vom 22. Mai 2018 (Az.: III8 - 089b 06.03) 

allen hessischen Kommunen zur Anwendung empfohlenen "Arbeitshilfe zur Ermittlung 

des Kompensationsbedarfs für das Schutzgut Boden in Hessen und Rheinland-Pfalz"7 

zu berücksichtigen. 

• Vor dem Hintergrund der im Zuge der Erschließung zu erwartenden umfangreichen 

Bodeneingriffe wird empfohlen, über den B-Plan eine bodenkundliche Baubegleitung 

i.S. der DIN 196398 auf Grundlage eines durch diese im Vorfeld zu erstellenden Bo-

denschutz- und Bodenmanagementkonzeptes vorzugeben. 

                                                
5 HMUELV (2011) – Bodenschutz in der Bauleitplanung 

Arbeitshilfe zur Berücksichtigung von Bodenschutzbelangen in der Abwägung und der Umweltprüfung nach BauGB 
in Hessen 
https://umwelt.hessen.de/umwelt-natur/boden/vorsorgender-bodenschutz/bodenschutz-der-bauleitplanung  

6 HLNUG (2017) – BodenViewer Hessen 
https://bodenviewer.hessen.de/mapapps/resources/apps/bodenviewer/index.html?lang=de  

7 HLNUG (2018) - Böden und Bodenschutz in Hessen, Heft 14 
Kompensation des Schutzguts Boden in der Bauleitplanung nach BauGB – Arbeitshilfe zur Ermittlung des Kompen-
sationsbedarfs für das Schutzgut Boden in Hessen und Rheinland-Pfalz 
https://umwelt.hessen.de/umwelt-natur/boden/vorsorgender-bodenschutz/bodenschutz-der-bauleitplanung  

8 DIN 19639:2019-09  Bodenschutz bei Planung und Durchführung von Bauvorhaben 

https://umwelt.hessen.de/umwelt-natur/boden/vorsorgender-bodenschutz/bodenschutz-der-bauleitplanung
https://bodenviewer.hessen.de/mapapps/resources/apps/bodenviewer/index.html?lang=de
https://umwelt.hessen.de/umwelt-natur/boden/vorsorgender-bodenschutz/bodenschutz-der-bauleitplanung
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• Grundlegende rechtliche Hinweise zum vorsorgenden Bodenschutz sowie zu bauzeit-

lichen Schutz- und Vermeidungsmaßnahmen können ergänzend auch dem vom 

HMUKLV herausgegebenen Infoblatt "Bodenschutz für Bauausführende"9 entnommen 

werden. 

• Für den Fall geplanter/erforderlicher Geländeauffüllungen mit externem Material soll-

ten über den B-Plan entsprechende Qualitätsanforderungen (z.B. in Anlehnung an 

LAGA-Einbauklassen) festgeschrieben und auf NHN bezogene Höhenvorgaben ge-

macht werden. Letzteres empfiehlt sich auch in Bezug auf die Gebäudehöhen. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

gez. Truß  

 

Dieses Dokument habe ich in der Hessischen eDokumentenverwaltung (HeDok) elektronisch schlussge-

zeichnet. Es ist deshalb auch ohne meine handschriftliche Unterschrift gültig. 

                                                
9 HMUKLV (2018) – Boden – mehr als Baugrund 

Bodenschutz für Bauausführende – Infoblatt für Architekten, Bauträger, Bauunternehmen, Landschafts- und Gar-
tenbau 
https://umwelt.hessen.de/umwelt-natur/boden/vorsorgender-bodenschutz/bodenschutz-beim-bauen  

https://umwelt.hessen.de/umwelt-natur/boden/vorsorgender-bodenschutz/bodenschutz-beim-bauen
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